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Vorwort 
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eines frühen Entwurfs des Vertrages von Amsterdam. Einen Großteil der Re­
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fUhren. Ihm sei an dieser Stelle fUr seine ideelle und materielle Unterstützung 
ein besonderer Dank ausgesprochen! Der Text ist während meiner Tätigkeit als 
wissenschaftlicher Mitarbeiter des Seminars fi1r Öffentliches Recht und Staats­
lehre der Universität Hamburg, Abteilung für Europäisches Gemeinschafts­
recht, am Lehrstuhl von Herrn Professor Dr. Meinhard Hilfentstanden. 

Für die Betreuung, zügige Durchführung des Promotionsverfahrens und die 
Aufnahme der Arbeit in die Schriftenreihe danke ich meinem Doktorvater, 
Herrn Prof. Dr. Meinhard Hilf, und Herrn Prof. Dr. Ger! Nicolaysen, der das 
Zweitgutachten angefertigt hat. 

Auch eine Dissertation entsteht nicht ohne die Unterstützung Dritter, die mit 
Wohlwollen, Zuspruch und Kommentaren den Fortgang der Arbeit fördern. 
Deshalb danke ich an dieser Stelle Frau Petra Minnerop besonders herzlich für 
die vielen förderlichen Gespräche; auch meinen gewissenhaften Korrektur­
lesern aus der Familie spreche ich hier ausdrücklich meinen Dank aus. 

Gleiches gilt fUr die Deutsche Forschungsgemeinschaft, die die Veröffentli­
chung dieser Arbeit großzügig gefördert hat. 

Hamburg, im April 1999 Frank Schorkopf 
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§ 1 Einleitung 

A. Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
als Leitprinzipien internationaler Rechtsentwicklung -

Einordnung und Abgrenzung der Thematik 

1. Am Ende des Europäischen Bürgerkrieges formte der Wille zur Schaf­
fung einer dauerhaften Friedensordnung die Europäischen Gemeinschaften. I 
Auf seiner Tagung vom 12./13. Dezember 1997 in Luxemburg beschloß der 
Europäische Rat, dieses Modell der friedlichen und gewollten Europäischen 
Integration auf die Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas auszudehnen.2 

Die Erweiterung der Europäischen Union hat konkret durch die Einleitung 
eines Verhandlungs- und Beitrittsprozesses auf zwei Außenministertagungen 
am 30. und 31. März 1998 in Brüssel begonnen. Der Prozeß umfaßt erstens ei­
nen rur die zehn mittel- und osteuropäischen Bewerberstaaten3 und Zypern 
geltenden einheitlichen Rahmen der Konsultation; zweitens eine intensivierte 
Heranruhrungsstrategie rur die mittel- und osteuropäischen Staaten in Form von 
Beitrittspartnerschaften und das PHARE-Programm ergänzenden Finanzmit­
teln; drittens die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit den von der Kom­
mission in ihren Stellungnahmen zu den einzelnen Beitrittsanträgen empfohle­
nen Staaten; viertens schließlich die regelmäßige Bewertung der von den Be­
werberstaaten in diesem Prozeß erzielten Fortschritte.4 Die Kommission hat die 

I Zur Entstehung der Europäischen Gemeinschaften und dem Charakter der Verträge 
als "Friedensverträge" vgl. Loth, Weg nach Europa, S. 134 (137). Zum Begriff des "Eu­
ropäischen Bürgerkrieges" siehe Nolte, Der europäische Bürgerkrieg: 1917-1945, 1997. 

2 Siehe die Schlußfolgerungen des Vorsitzes, BullEU 12-1997, Ziff. 1.2. ff. 
) Bei den zehn Bewerberstaaten handelt es sich um Bulgarien, Estland, Lettland, li­

tauen, Polen, Rumänien, der Slowakei, Slowenien, Tschechien und Ungarn. Zu den Be­
werbungszeitpunkten der genannten Staaten siehe BurghardtlCameron, EF ARev 2 
(1997), S. 7 (8, 10) mit weiterem statistischen Material über die bisherigen Beitrittsrun­
den. Die maltesische Regierung hat den Beitrittsantrag des Landes vom 16.7.1990, 
BullEG 7/8-1990, Ziff. 1.4.25, der nach einem Regierungswechsel von Seiten Maltas im 
Oktober 1996 "eingefroren" wurde, wieder eingereicht, vgl. Agence Europe Nr. 7297 
vom 10.10.1998, S. 8. Für eine Alternativlösung zum Beitritt Maltas siehe noch die 
Mitteilung der Kommission über die künftigen Beziehungen zwischen der Europäischen 
Union und Malta vom 5.2.1998, BullEU 112-1998, Ziff. 1.4.88, die sich durch die Wie­
dereinreichung des Beitrittsgesuchs erübrigt hat. 

4 Vgl. BullEU 12-1997, Ziff. 1.5. und BullEU 3-1998, Ziff. 1.3.51 f. Zu den im Rah­
men der Agenda 2000 abgegebenen Kommissionsstellungnahmen vom 15.7.1997 siehe 
KOM (97) 2001 bis 2010 endg. und BullEU Beilagen 6-1997 bis 15-1997. Für die 
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erste Serie dieser Fortschrittsberichte am 4. November 1998 veröffentlicht.5 

Am 10. November 1998 begannen die Beitrittsverhandlungen. 6 

Am Ende des Prozesses wird rur diejenigen Staaten, die die vom Europäi­
schen Rat von Kopenhagen 1993 aufgestellten politischen, wirtschaftlichen und 
sonstigen integrativen Kriterien errullen,7 die Aufnahme in die Europäische 
Union stehen. Dabei zeichnet sich die Mitgliedschaft Estlands, Polens, Slowe­
niens, Tschechiens, Ungarns und wohl auch Zyperns innerhalb der nächsten 
Jahre bereits heute als sicher ab.8 

2. Der Beitritt zur Union bedeutet seit langem nicht mehr nur die Teilnahme 
an wirtschaftlicher Integration. Die durch den Vertrag von Maastricht9 gegrün­
dete Europäische Union ist nicht nur ein Akt zur Fortentwicklung des europäi­
schen Einigungsprozesses, sondern die Institutionalisierung der politischen In­
tegration. 1O Nach ihrem Selbstverständnis beruht sie auf der Achtung der Men­
schenrechte, der Wahrung der demokratischen Grundwerte sowie dem Prinzip 
der Rechtsstaatlichkeit ll und verkörpert dadurch die Idee Europas als einer 

Kommissionsstellungnahme zum maltesischen Beitrittsgesuch siehe KOM (93) 312 
endg. vom 30.6.1993, BullEG 6-1993, Ziff. 1.3.7. Der Erweiterungsprozeß wird um eine 
Europa-Konferenz ergänzt, die am 12.3.1998 erstmalig in London stattfand. Als multi­
laterales Gremium dient sie dem politischen Dialog zwischen Vertretern der Europäi­
schen Union, der Mitgliedstaaten und derjenigen Staaten, die flir einen Beitritt in Frage 
kommen. Es nahmen die Vertreter der zehn mittel- und osteuropäischen Bewerberstaa­
ten und Zyperns an der Konferenz teil. Trotz Einladung hatte die Türkei keinen Vertre­
ter entsandt. Bezüglich einer Heranflihrungsstrategie rur die Türkei hat die Kommission 
eine Mitteilung mit ersten operativen Vorschlägen veröffentlicht, KOM (1998) 124 
endg. vom 4.3.1998. Hierzu die Entschließung des Europäischen Parlaments vom 
3.12.1998, ABlEG Nr. C vom 21.12.1998, S. 57. Zu den Schlußfolgerungen der ersten 
Konferenz siehe BullEU 3-1998, Ziff. 1.3.50. Ausruhrlieh zur Frage eines Beitritts der 
Türkei unter Einbeziehung statistischen Materials im Vergleich zu den anderen Bei­
trittsbewerbern Agakül, RMC 1998, S. 359 ff. Zum Nutzen der Osterweiterung rur die 
Europäische Union vgl. Becker, integration 1998, S. 225 ff. 

5 Dazu die Pressemitteilung der Kommission IP/98/964 vom 4.11.1998. 
6 Vgl. Agence Europe Nr. 7338 vom 7.11.1998, S. 7. 
7 Schlußfolgerungen des Vorsitzes der Tagung des Europäischen Rates vom 

21./22.6.1993 in Kopenhagen, BullEU 6-1993, Ziff. 1.13. Die sonstigen integrativen 
Kriterien sind die Übernahme des acquis communautaire sowie die Akzeptanz der Ziele 
der politischen Union und Wirtschafts- und Währungsunion, KOM (97) 2000 endg., 
Bd. I, S. 55 ff. 

8 Der Außenministerrat hat mit Beschluß vom 5.10.1998 entschieden, am 10.11.1998 
auf Ministerebene konkrete Beitrittsverhandlungen mit diesen sechs Kandidatenländern 
der "ersten Gruppe" aufzunehmen. Der vollständige Wortlaut des Beschlusses ist abge­
druckt in Agence Europe Dokumente Nr. 2100 vom 14.10.1998. 

9 Vertrag über die Europäische Union vom 7.2.1992, BGBI. 199211, S. 1253. 
10 Zu den einzelnen Integrationstheorien mit dem Ziel einer politischen Union siehe 

ausflihrlieh Giering, Europa zwischen Zweckverband und Superstaat, S. 33 ff. und 
S. 119 ff. m. w. N. 

11 Das Primärrecht nimmt auf die Demokratie und die Menschenrechte erstmalig mit 
dem 3. Erwägungsgrund der Präambel zur Einheitlichen Europäischen Akte (EEA) vom 
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Gemeinschaft von Zivilisationswerten. 12 Neben der Aussicht auf Wohlfahrts­
gewinne für ihre Staaten ist es gerade dieses, an der europäisch-amerikanischen 
Verfassungsstaatlichkeit13 orientierte Element der Europäischen Union, das die 
mittel- und osteuropäischen Länder um den Beitritt nachsuchen läßt - bedeutet 
er doch, in einer Wendung von Vac/av Havel, die "Rückkehr nach Europa". 

3. Die Union vertritt dieses Wertemodell ausdrücklich nicht nur gegenüber 
beitrittswilligen Staaten in Form von Aufnahmebedingungen, sondern sie er­
hebt es in immer stärkerem Maße zum entscheidenden Faktor der Beziehungen 
zwischen ihr und Drittländern. 14 Davon zeugt insbesondere die Aufnahme von 
Menschenrechtsklauseln in internationale Abkommen der Europäischen Ge­
meinschaft, durch die in bewußter Abkehr der bis Ende der 80er Jahre geübten 
indifferenten Praxis ein Bedingungszusammenhang zwischen Handelsvorteilen 
und demokratisch-rechtsstaatlichen Werten hergestellt wird. 15 

28.2.1986 Bezug. Siehe auch den 3. Erwägungsgrund der Präambel des EU-Vertrages. 
Jetzt auch die Schlußfolgerungen des Vorsitzes des Europäischen Rates von Wien, 
BullEU 12-1998, Ziff. II und die Erklärung der Europäischen Union vom 10.12.1998 
anläßlich des 50. Jahrestages der Annahme der allgemeinen Erklärung der Menschen­
rechte, BullEU 12-1998, Ziff. 1.3.22. 

12 Vgl. lsensee, in: ders., Europa als politische Idee und rechtliche Form, S. 103 ff.; 
aus historischer Sicht Geiss, Europa - Vielfalt und Einheit, S. 11 ff. und S. 114 ff. Eine 
umfassende Definition Europas aus der Sicht des englischen Kulturkreises liefert Da­
vies, Europe - A History, S. 47 ff. 

JJ Zu diesem Modell und seinen inhaltlichen Ausprägungen Stern, Grundideen euro­
päisch-amerikanischer Verfassungsstaatlichkeit, S. 8 ff.; Mayer-Tasch, in: ders., Verfas­
sungen der nicht-kommunisitischen Staaten Europas, S. I ff. 

14 Vgl. Art. 11 Abs. I 5. Spiegelstrich EUV. In der Bestimmung werden die Ent­
wicklung und Stärkung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie die Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten zu einem Ziel der Gemeinsamen Außen- und Si­
cherheitspolitik erklärt. In dem Kommissionsvorschlag tUr eine Verordnung über die 
Fortenwicklung und Festigung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie die Wah­
rung der Menschenrechte und Grundfreiheiten, KOM (97) 357 endg. vom 24.7.1997, 
findet sich der Satz: "Das Engagement der Gemeinschaft tUr die Fortentwicklung und 
Festigung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie der Wahrung der Menschen­
rechte und Grundfreiheiten ist verhältnismäßig neu." (Hervorhebung vom Verf.) Hierzu 
mit einer Analyse in bezug auf die Praxis der Europäischen Gemeinschaft Brandt­
ner/Rosas, EJIL 9 (1998), S. 468 ff. Kritisch zum Fehlen einer Menschenrechtspolitik 
der Union und mit weitreichenden Vorschlägen tUr ein europäisches Monitoring-System 
AlstonlWeiler, EJIL 9 (1998), S. 658 (674 ff.). 

15 Siehe dazu austUhrlich mit Formulierungsbeispielen tUr einzelne Klauseln die 
Mitteilung der Kommission über die Berücksichtigung der Wahrung der Grundsätze der 
Demokratie und der Achtung der Menschenrechte in den Abkommen zwischen der Ge­
meinschaft und Drittländem, KOM (95) 216 endg. vom 23.5.1995, und die Mitteilung 
der Kommission "Menschenrechte in den Außenbeziehungen der Europäischen Union: 
von Rom zu Maastricht und danach", KOM (95) 567 endg. vom 22.11.1995. Speziell zu 
den Menschenrechtsklauseln in den Abkommen der Union mit den mittel- und osteuro­
päischen Staaten, Pollet, R.A.E. - L.E.A. 1997, S. 290 (291 ff.). Eine umfassende Stu­
die zu den Klauseln in den Außenbeziehungen der Europäischen Gemeinschaft liefert 
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